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Tarifpolitik. Im Jahr 2015 verhandeln die Sozialpartner in einer ganzen Reihe 
von Branchen über neue Tarifverträge. Die Forderungen der Gewerkschaften 
sind ambitioniert, der Verteilungsspielraum dagegen ist eng.

wie der Metall- und Elektro-Indus-
trie, dem öffentlichen Dienst der 
Länder und – in den meisten Regi-
onen – dem Hotel- und Gaststätten-
gewerbe ausgelaufen. Die IG Metall, 
die Gewerkschaft Nahrung, Ge nuss, 
Gaststätten und ver.di fordern alle-
samt 5,5 Prozent mehr Lohn. Im 
weiteren Jahresverlauf stellen auch 

die Gewerkschaften in der Chemie, 
dem Handel, dem Versicherungsge-
werbe, dem Kfz-Gewerbe und der 
Deutschen Post ihre Lohnforde-
rungen (Tableau).

Insgesamt erhalten 2015 wohl 
mehr als 11,4 Millionen Beschäftigte 
neue Tarifverträge.

Zuletzt hat sich die Tariflohndy-
namik beschleunigt. So sind die Ta-
riflöhne seit 2008 um 14,6 Prozent 
gestiegen, die Produktivität aber nur 
um 3,1 Prozent.

Erbschaftssteuer. Das Bundes-
verfassungsgericht sagt Ja zur 
Verschonung von Betriebsver-
mögen, fordert vom Gesetz-
geber aber Nachbesserungen  
im geltenden Recht. 
Seite 3

Arbeitszeit. Die Menschen 
in den Industrieländern 
verbringen weniger Zeit im Job 
als gedacht. Die Unterschiede 
sind allerdings selbst innerhalb 
Europas groß. 
Seite 4-5

IW-Verbandsumfrage 2015. 
Trotz eingetrübter Stimmung 
rechnen die Verbände für das 
neue Jahr überwiegend mit  
einem leichten Produktions-
anstieg in ihren Unternehmen. 
Seite 6-7

Internet. Einer Eurostat- 
Umfrage zufolge lassen die  
generellen Internetkenntnisse 
der Bundesbürger im europä-
ischen Vergleich zu wünschen 
übrig. 
Seite 8

Seit Monaten streiten Lokführer 
und Piloten für höhere Löhne oder, 
wie bei der Lufthansa, für den Erhalt 
der üppigen Übergangsversorgung. 
Dabei kam es auch immer wieder zu 
Arbeitsniederlegungen.

Im Schatten dieser medienwirk-
samen Konflikte sind Ende 2014 die 
Tarifverträge in großen Branchen 

Präsident:
Arndt Günter Kirchhoff
Direktor:
Professor Dr. Michael Hüther
Mitglieder:
Verbände und Unternehmen
in Deutschland
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Es geht auch ohne Krawall
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Auswahl; Ursprungsdaten: BDA-Tarifarchiv, WSI-Tarifarchiv

Tarifkalender 2015 Wann der Tarifvertrag wo ausläuft Wie viele 1.000 Arbeitnehmer betroffen sind

28. Februar Hotel- und Gaststättengewerbe
Niedersachsen

45

Februar-April Chemische Industrie West und Ost 550
31. März Versicherungsgewerbe West und Ost 174

Hotel- und Gaststättengewerbe Sachsen 32

März-April

30. April

Groß- und Außenhandel West und Ost 1.468

März-Juni Einzelhandel West und Ost 2.158

Kfz-Gewerbe Niedersachsen, Hessen,
Pfalz, Saarland, Baden-Württemberg,
Bayern, Berlin/Brandenburg, Sachsen-
Anhalt, Thüringen, Sachsen

267

Kunststoff verarbeitende Industrie
Westfalen-Lippe, Ost

70

30. Juni Landwirtschaft West und Ost 134

31. Juli Privates Verkehrsgewerbe 
Niedersachsen, Berlin, Brandenburg

79

31. Oktober Gebäudereinigerhandwerk West und Ost 396
31. Dezember Hotel- und Gaststättengewerbe

Saarland, Brandenburg
25

Wohnungswirtschaft West und Ost 70

Textilreinigungsgewerbe West und Ost 47
Hotel- und Gaststättengewerbe Berlin 39

Papier erzeugende Industrie
West und Ost

45

31. Mai Deutsche Post AG West und Ost 132
Kfz-Gewerbe NRW, Schleswig-Holstein, 
Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern

94
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mehr. Daraus ergaben sich für die 
unteren Lohngruppen Zuwächse 
von bis zu 5,8 Prozent.

Kennzeichnend für viele Ab-
schlüsse des vergangenen Jahres wa-
ren verhältnismäßig lange Lauf-
zeiten. Diese lagen in der Eisen- und 
Stahlindus trie bei 17 Monaten; im 
Bauhauptgewerbe, im privaten 
Bankgewerbe, im öffentlichen 
Dienst, im Einzelhandel und bei der 
Deutschen Telekom betrugen sie so-
gar 24 Monate.

Verhandelt wurde allerdings nicht 
nur über Entgelte. Im Bauhauptge-
werbe einigten sich die Tarifparteien 
darauf, auch im Osten eine überbe-
triebliche Tarifrente einzuführen. In 
der Chemischen Industrie wurde der 
neue Tarifvertrag „Zukunft durch 
Ausbildung und Berufseinstieg“ ver-
einbart, bei der Deutschen Telekom 
eine Beschäftigungssicherungsver-
einbarung verlängert und in der Ei-
sen- und Stahlindustrie erstmals ein 
Tarifvertrag mit Standards zu Werk-
verträgen verabschiedet.

Qualitative Tarifvereinbarungen 
sind in der Regel nicht kostenneutral. 
Sie müssen – wie die Entgelterhö-
hungen – aus dem Verteilungsspiel-
raum finanziert werden.

Anders als bei den Spartengewerk-
schaften liefen die Tarifrunden der 
Branchengewerkschaften 2014 eher 
ruhig ab. Dennoch kam es zu Warn-
streiks. Im Bankgewerbe richteten 
sich diese gegen Bestrebungen der 
Arbeitgeber, den Samstag als Regel-
arbeitstag einzuführen.

Im öffentlichen Dienst, in der 
Druckindustrie und in der Stahlin-
dustrie sind Warnstreiks ohnehin ein 
fester Bestandteil des Verhandlungs-
rituals der Gewerkschaften. Bau- 
und Chemiegewerkschaft kamen 
dagegen ohne Warnstreiks zu guten 
Abschlüssen.

April eine 2,1-prozentige Stufener-
höhung aus den Abschlüssen des 
Jahres 2013.

Hinsichtlich der Neuabschlüsse 
2014 zeigt eine Auswahl wichtiger 
Branchen, dass es in der Bauindus-
trie und der Chemischen Industrie 
die höchsten Zuwächse gab. Im ost-
deutschen Bauhauptgewerbe stiegen 
die Löhne um 3,8 Prozent, in der 
Chemischen Industrie wurden die 
Entgelte um 3,7 Prozent angehoben. 
Im westdeutschen Bauhauptgewerbe 
waren es immerhin 3,1 Prozent.

Auch in anderen Tarifbereichen 
setzten die Gewerkschaften recht 
hohe Abschlüsse durch (Tableau). 
Im öffentlichen Dienst – Bund und 
Kommunen – gab es 3,0 Prozent 
oder mindestens 90 Euro pro Monat 

Allein im Jahr 2014 erhöhten 
sich die Tarifverdienste nach vorläu-
figen Berechnungen um durchschnitt-
lich 3,2 Prozent, die Produktivität 
wuchs dagegen lediglich um magere 
0,2 Prozent.

Den steigenden Lohnstückkos-
tendruck konnten die Unternehmen 
nicht ganz auf die Preise überwäl-
zen. Die Produzentenpreise haben 
sich seit 2008 nur um 12,8 Prozent 
und 2014 um 1,5 Prozent erhöht.

In einigen großen Branchen gab 
es – anders als es 2015 der Fall sein 
wird – keine Tarifverhandlungen. 
Stattdessen wurden Stufenanpas-
sungen älterer Abschlüsse wirksam. 
So griff in der Metall- und Elektro-
Industrie zum Mai 2014 eine 2,2-pro-
zentige und im Einzelhandel zum 
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Ursprungsdaten: BDA-Tarifarchiv, WSI-Tarifarchiv

Tarifabschlüsse 2014
Wer abgeschlos-
sen hat

Um wie viel Prozent
erhöht wurde/wird
2,4 ab 1.7.14, weitere
2,1 ab 1.7.15, 150 Euro 
Pauschale im Januar 15

Bauhauptgewerbe Einführung der überbetrieblichen
Tarifrente Bau auch im Osten

Chemische
Industrie

3,7, regional unterschiedlich
ab 1.2., 1.3. bzw. 1.4.14 für
13 Monate

Verlängerung des Ausschlusses betriebs-
bedingter Kündigungen bis 31.1.16

Eisen- und
Stahlindustrie

2,3 ab 1.7.14,
1,7 Stufenerhöhung
ab 1. 5.15

Verlängerung der Regelung zur 
unbefristeten Übernahme Ausgebildeter 
bis 31.1.18; Abschluss eines TV mit 
Standards zu Werkverträgen

Öffentlicher 
Dienst (Bund und 
Gemeinden)

3,0, mindestens 90 Euro 
monatlich (TV-Versorgungs-
unternehmen: 3,3 ohne Min-
destbetrag) ab 1. 3.14, 2,4 
Stufenerhöhung ab 1.3.15

Übernahmeregelung von Ausgebildeten 
für zwölf Monate bei dienstlichem/betrieb-
lichem Bedarf; bei entsprechender Bewäh-
rung im Anschluss daran Übernahme in ein
unbefristetes Arbeitsverhältnis

Druckindustrie 3,0 ab 1. 5.14, 1,0 Stufen-
erhöhung ab 1.4.15

Transport und
Verkehr (NRW)

2,0 ab 1.7.14, 3,2 Stufen-
erhöhung ab 1.7.15

Was sonst noch verhandelt wurde

3,1/2,6 (West inklusive 
Berlin) bzw. 3,8/3,3 (Ost) 
jeweils ab 1.6.14/15

Einzelhandel
(Ost)

Prozessvereinbarung zur Weiterentwicklung
der Tarifverträge zu den Themen Entgelt-
struktur/Entgeltfindung, Arbeitszeitgestal-
tung und Demografie

3,0 rückwirkend ab 
1.9./ 1.10.13,
2,1 Stufenerhöhung ab 
1.6. /1.7.14

Hotel- und Gast-
stättengewerbe 
(Bayern)

35 Euro Pauschale für 
August, 3,0 ab 1.9.14

Deutsche
Telekom

2,9/2,5 ab 1.4.14, 2,1 Stu-
fenerhöhung ab 1.2.15

Banken

Tarifvertrag (TV) „Zukunft durch Ausbil-
dung und Berufseinstieg“ u.a. mit der 
Empfehlung der TV-Parteien zur möglichst 
unbefristeten Übernahme Ausgebildeter



Ein Auftrag an die Politik

Erbschaftssteuer. Die besondere Be-
deutung von Familienunternehmen für 
den Erhalt von Arbeitsplätzen rechtfer-
tigt die Verschonung von Betriebsver-
mögen – sagt das Bundesverfassungs-
gericht in seinem jüngsten Urteil zur 
Erbschaftssteuer. Allerdings wird der 
Gesetzgeber aufgefordert, bestimmte 
Regelungen im aktuellen Recht abzu-
stellen oder nachzubessern. 

Auf Vorlage des Bundesfinanz-
hofs musste das Bundesverfassungs-
gericht die Frage beantworten, ob 
das geltende Erbschaftssteuerrecht 
im Widerspruch zum Gleichheits-
grundsatz des Grundgesetzes steht.

Denn während vererbtes Privat-
vermögen nach Abzug der Freibe-
träge in Deutschland gänzlich der 
Steuer unterliegt, wird vererbtes Be-
triebsvermögen „verschont“, wie es 
im Gesetz heißt.

Dass der Erhalt von Arbeitsplät-
zen ein überzeugender Grund für 
diese Regelung ist, hat das Bundes-
verfassungsgericht nun Mitte De-
zember bestätigt:

Es ist verfassungskonform, Be-
triebsvermögen, land- und forstwirt-
schaftliches Vermögen sowie Anteile 
an Kapitalgesellschaften unter be-
stimmten Voraussetzungen von der 
Erbschaftssteuer zu befreien.

Zwei Optionen stehen dabei zur 
Wahl: Nach fünf Jahren und einem 
weitgehenden Arbeitsplatzerhalt 
wird der Firmenerbe zu 85 Prozent 
von der Erbschaftssteuer befreit, 
nach sieben Jahren und einem voll-
ständigen Erhalt zu 100 Prozent.

Das grundsätzliche „Ja“ der Ver-
fassungsrichter zum geltenden Recht 
wird allerdings um ein „Aber“ er-

gänzt. Die Karlsruher Richter bean-
standen die konkrete Ausgestaltung 
der Erbschaftssteuerreform des Jah-
res 2009. Im Fokus stehen dabei zwei 
Aspekte:

• Kleine Unternehmen mit höchstens 
20 Mitarbeitern werden nach An-
sicht der Richter in unzulässiger 
Weise begünstigt, da diese Firmen 
den Erhalt der Arbeitsplätze nicht 
nachweisen müssen. Und weil zudem 
mehr als 90 Prozent aller deutschen 
Unternehmen weniger als 20 Mitar-
beiter haben, sei diese Grenze zu 
hoch angesetzt.

•  Für große Unternehmen verlangt 
das Bundesverfassungsgericht eine 
sogenannte Bedürfnisprüfung, also 
den Nachweis, dass die Firmenerben 
die Steuerverschonung brauchen, 
um Arbeitsplätze zu erhalten.

Der Gesetzgeber muss jetzt also 
„große“ und „kleine“ Unternehmen 
definieren und sicherstellen, dass der 
Nachweis der Arbeitsplatzsicherung 
von den meisten Unternehmen auch 
erbracht wird. Für diese Aufgabe 
gibt das Gericht der Politik andert-
halb Jahre Zeit.

Bei der Überarbeitung der Para-
grafen muss der Gesetzgeber im 
Blick behalten, dass Familienunter-
nehmen auch in Zukunft keine Wett-
bewerbsnachteile durch die Erb-
schaftssteuer haben dürfen, wenn ein 
Gesellschafter verstirbt. Das Bun-
desfinanzministerium scheint dies 
genauso zu sehen und hat bereits 
angekündigt, es seien lediglich „enge 
Korrekturen“ geplant.

Allgemeine Zufriedenheit wird 
wohl auch dann nicht herrschen – 
letztlich dürfte die Kritik erst ver-
stummen, wenn die Erbschafts steuer 
komplett abgeschafft wird. 

Unterdessen darf das alte Erb-
schaftssteuerrecht bis zum 30. Juni 
2016 weiter angewendet werden. Al-
lerdings ergehen die Steuerbescheide 
bis dahin nur vorläufig. Bund und 
Länder sollten deshalb klarstellen, 
dass es nicht rückwirkend zu einer 
verschärften Belastung kommt.

Die Einnahmen aus der Erb-
schaftssteuer stehen ausschließlich 
den Ländern zu und belaufen sich 
derzeit auf rund 5 Milliarden Euro 
pro Jahr (Grafik).

 Seite 3 | 1. Januar 2015 | Nr. 1 | iw-dienst

©
 2

01
5 

IW
 M

ed
ie

n 
· 

iw
d 

1

4.305
4.633

5.389
5.011 4.913 5.015 5.117 5.219

Ab 2014: gemäß aktueller Steuerschätzung; Quelle: Bundesfinanzministerium

Das Erbschaftssteuer-Aufkommen

Einnahmen in Deutschland in Millionen Euro 

2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019
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Die Arbeitszeit
Schlafen, arbeiten und noch irgendwas 

dazwischen: Den einen oder anderen be-

schleicht irgendwann schon mal das Ge-

fühl, dass der Job den Alltag dominiert. 

Tatsächlich aber verbringen die Beschäf-

tigten heute längst nicht so viel Zeit im 

Büro oder in der Werkhalle, wie manche 

meinen – in den Industrieländern nimmt 

die Arbeitszeit von Montag bis Freitag 

etwa die Hälfte der Wachzeit ein.

Gleichwohl gibt es selbst innerhalb Eu-

ropas große Unterschiede. Am kürzesten 

arbeiten die Franzosen, die von einer ge-

setzlich verankerten 35-Stunden-Woche 

profitieren. Die Griechen, Luxemburger, 

Polen und Ungarn dagegen müssen, 

sofern sie Vollzeit arbeiten, 40 Wochen-

stunden ran.

Auch bei den Urlaubs- und Feiertagen 

gibt es eine große Spannbreite: In 

Deutschland und Frankreich kommen 

Arbeitnehmer auf stattliche 40 Tage 

bezahlte Freizeit im Jahr, während die 

Belgier mit 29 freien Tagen haushalten 

müssen – nämlich den 20 EU-Mindest-

standard-Urlaubstagen zuzüglich neun 

Feiertagen. 

© 2015 IW Medien · iwd 1

Luxemburg, Polen: gesetzliche Arbeitszeit
Quelle: European Industrial Relations Observatory

Das Wochensoll
im Jahr 2013

Durchschnittliche tarifliche Wochenarbeitszeit von Vollzeitarbeitnehmern
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Feiertage: solche, die auf einen Arbeitstag fallen
Ursprungsdaten: European Industrial Relations Observatory

Der Ferienkalender Urlaubs- und Feiertage im Jahr 2013
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Die Arbeitszeit
Aus Wochenarbeitszeit und Freizeit lässt 

sich das Jahressoll errechnen – und das 

fällt wiederum in Frankreich mit 1.566 

Stunden am niedrigsten aus. Es folgen 

Dänemark und Deutschland, wo Vollzeit-

arbeitnehmer auf 1.635 beziehungsweise 

1.659 Stunden Jahrespensum kommen.

Tatsächlich arbeiten viele Menschen in 

der Bundesrepublik aber deutlich weni-

ger, was vor allem auf den hohen Anteil 

an Teilzeitbeschäftigten – nämlich 

38 Prozent – zurückzuführen ist. Zu 

Beginn der 1990er Jahre hatten erst  

18 Prozent der Arbeitnehmer in Deutsch-

land einen Teilzeitjob. Deshalb fiel die 

tatsächliche Jahresarbeitszeit damals mit 

knapp 1.500 Stunden auch um nahezu  

200 Stunden höher aus als heute.

Darüber kann ein Arbeitnehmer aus 

den 1960er Jahren allerdings nur milde 

lächeln: Denn damals – mitten in Zeiten 

des Wirtschaftswunders – waren mehr 

als 2.000 Stunden Arbeitspensum pro 

Jahr normal. Die tarifliche Arbeitszeit 

betrug 45 Wochenstunden, und der  

Jahresurlaub war mit drei Wochen nur 

halb so lang wie heute.

© 2015 IW Medien · iwd 1

1.000 1.400 1.800 1.000 1.400 1.800

Quelle: European Industrial Relations Observatory

Das Jahrespensum Tarifliche Arbeitszeit je Vollzeitarbeitnehmer im Jahr 2013 in Stunden
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Ursprungsdaten: Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung,
Statistisches Bundesamt

Die Arbeitszeithistorie Tatsächliche Jahresarbeitszeit je Arbeitnehmer in Deutschland
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Quelle: Institut für Arbeitsmarkt-
und Berufsforschung 

Die Teilzeitquote
So viel Prozent der Arbeitnehmer in Deutschland 
arbeiteten Teilzeit
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Quelle: Statistisches 
Bundesamt

Das Arbeitsvolumen
in Deutschland
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weitgehend gehalten werden, auch 
wenn 12 Verbände von einem Stel-
lenabbau in ihren Unternehmen aus-
gehen und nur 8 von einem Anstieg 
der Mitarbeiterzahlen.

Die Erwartungen einiger Bran-
chen im Einzelnen:

• Maschinenbau. Die Stimmung in 
diesem Industriezweig ist getrübt. 
Hauptursachen dafür sind die Ri-
siken aufgrund des Ukraine-Kon-
flikts, die Reformstaus in Frankreich 
und Italien sowie wachstumshem-
mende Gesetzesänderungen im In-
land. Dennoch rechnet der Verband 
mit einem Produktionsplus, auch 
dank positiver Impulse aus dem Ex-
port nach China und in die USA.

• Bauindustrie. In dieser Branche ist 
die Stimmung gegenüber dem Vor-
jahr im Wesentlichen unverändert. 
Die Unternehmen gehen für 2015 
von etwas besseren Geschäften aus 
als 2014, wobei vor allem der Woh-
nungsbau sowie der öffentliche Bau 
das Wachstum antreiben dürften.

• Finanzsektor. Banken und Versi-
cherungen sind alles andere als in 
Sektlaune. Gründe dafür sind die im 
längerfristigen Vergleich weiterhin 
geringen Investitionen in Deutsch-
land, der extrem niedrige Leitzins 
sowie immer schärfere gesetzliche 
Regulierungen. Zwar werden die 
Unternehmen wohl mehr investieren 
als 2014 – vor allem im IT-Bereich. 
Der hohe Kostendruck lässt aber 
einen Personalabbau erwarten.

IW-Verbandsumfrage 2015. Die Stimmung in der deutschen Wirtschaft ist 
längst nicht mehr so gut wie Anfang 2014. Dennoch gehen die Verbände 
überwiegend davon aus, dass die Unternehmen ihre Produktion beziehungs-
weise ihren Umsatz im neuen Jahr leicht steigern können. Auch die Investitionen 
dürften sich unterm Strich positiv entwickeln.

Verhaltene Zuversicht

Von der Partylaune des vorigen 
Jahreswechsels ist kaum etwas übrig 
geblieben – das geht aus der aktu-
ellen Befragung von 48 Wirtschafts-
verbänden durch das Institut der 
deutschen Wirtschaft Köln (IW) her-
vor. Hatten Ende 2013 noch 26 Ver-
bände von einer gegenüber dem 
Vorjahr verbesserten Lage in ihren 
Mitgliedsfirmen berichtet, ist die 
Zahl nun auf 7 gesunken. Dagegen 
sprechen 20 Verbände von einer ein-
getrübten Stimmung (Tableau).

Zur Verunsicherung trägt zum 
einen der Kurs der Bundesregierung 
bei – etwa die jüngsten Beschlüsse 
zur Rentenpolitik sowie zur Einfüh-
rung des Mindestlohns. Zum ande-
ren haben die weltpolitischen Ri-
siken zugenommen und die Lage im 
Euroraum bleibt fragil.

Dennoch schauen die Unterneh-
men keineswegs ängstlich nach vorn:

Für das Jahr 2015 erwarten 23 der 
48 befragten Verbände, dass ihre Mit-
gliedsfirmen eine höhere Produktion 
erzielen werden als im Jahr 2014 – nur 
4 rechnen mit einem Rückgang.

Der verhaltene Optimismus 
schlägt sich auch in den Investitions-
plänen nieder. Die Mehrheit der 
Branchen geht von konstanten In-
vestitionen aus, doch immerhin 15 
Verbände sind in Sachen Neuan-
schaffungen für das neue Jahr zuver-
sichtlich und nur 6 skeptisch.

Unter diesen Voraussetzungen 
dürfte das Beschäftigungsniveau 
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IW-Verbandsumfrage 2015 1.Wie ist nach Ihrer Einschätzung
die allgemeine Stimmungslage
in den Unternehmen Ihres
Wirtschaftszweigs gegenüber
dem Jahreswechsel 2013/2014?

2.Welches Produktionsergebnis (ggf. preis-
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Nicht immer 
Weltklasse
Internet. Die deutsche Wirtschaft ist 
digital – oder wäre es zumindest gern. 
Denn tatsächlich ist Deutschland euro-
paweit Letzter beim Ausbau des schnel-
len Glasfaserinternets. Und auch die 
generellen Internetkenntnisse der 
Deutschen lassen zu wünschen übrig. 
Im Vergleich von 31 europäischen Län-
dern landen sie auf Platz 27.

Drei Viertel der Bundesbürger 
verfügen über einen Internetan-
schluss, die Zahl der mobilen Inter-
netnutzer wächst stetig und auch der 
ältere Teil der deutschen Bevölke-
rung entdeckt das World Wide Web 
zunehmend für sich. Trotzdem liefert 
eine Befragung der europäischen 
Statistikbehörde Eurostat erschre-
ckende Ergebnisse (Grafik):

Lediglich 5 Prozent der Deutschen 
verfügen über gute Internetkennt-
nisse, nahezu die Hälfte nur über 
geringe. Am besten schneiden Island, 
Dänemark und Schweden in Sachen 
Web-Know-how ab.

Seit 2005 vergleicht Eurostat die 
Internetkenntnisse der Europäer im 
Alter von 16 bis 74 Jahren. Im Mit-
telpunkt steht die Frage, wofür die 
Menschen das Internet nutzen – ob 
sie Informationen suchen, E-Mails 
mit Anhängen versenden, in Chat-
rooms diskutieren, online telefonie-
ren oder sogar eine eigene Website 
einrichten. Wer fünf oder sechs die-
ser Aktivitäten beherrscht, fällt in 
die Kategorie „gute Internetkennt-
nisse“, bei drei oder vier Aktivitäten 
werden „mittlere“ Kenntnisse be-
scheinigt.

Die Ergebnisse geben Rätsel auf. 
Zwar fordern jetzt manche Experten, 
die digitalen Kompetenzen der 
Deutschen bereits in der Schule zu 

stärken. Allerdings passen die obigen 
Zahlen so gar nicht zu den Ergebnis-
sen anderer Erhebungen – auch nicht 
zu einer Eurostat-Umfrage aus dem 
Jahr 2014. Demnach sind die Deut-
schen im europäischen Vergleich 
keinesfalls Schlusslicht in der Inter-
netnutzung. So waren 86 Prozent der 
Bundesbürger in den drei Monaten 
vor der Befragung online unterwegs 
gewesen – im EU-Durchschnitt da-
gegen nur 78 Prozent der Bürger.

Eine mögliche Erklärung für die 
Diskrepanz zur Befragung über die 
Internetkenntnisse könnten die von 
Eurostat berücksichtigten Kompe-
tenzen liefern. Die sechs abgefragten 
Aktivitäten bilden bei weitem nicht 
alle Möglichkeiten des Internets ab.
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Gute Internetkenntnisse: Befragte können fünf oder sechs internetbezogene Aktionen ausführen; 
mittlere Internetkenntnisse: drei oder vier Aktionen; geringe Internetkenntnisse: ein bis zwei Aktionen;
Beispiele für Aktionen: Verwenden einer Suchmaschine, Verschicken einer E-Mail mit Anhang
oder das Erstellen einer Website; Rest zu 100: keine Internetkenntnisse; für die Rangfolge 
sind die Werte für mittlere und gute Internetkenntnisse ausschlaggebend; Quelle: Eurostat
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